
Antrag des Ausschusses 8 an die Satzungsversammlung zur Änderung von § 1 BORA 

 

Präambel 

Im Bewusstsein ihrer grundlegenden Rolle 

für die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit, 

zur Sicherung des Zugangs zu den Gerichten, eines fairen Verfahrens und der Funktionsfähigkeit 
der Rechtspflege 

sowie für die Verwirklichung der Grund- und Menschenrechte, 

wie sie sich insbesondere aus dem Grundgesetz, aus den Artikeln 6 und 13 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention, den Artikeln 47 bis 50 der Charta der Grundrechte der Europäi-
schen Union, dem Übereinkommen des Europarats zum Schutz des Rechtsanwaltsberufs sowie 
dem anwaltlichen Berufsrecht der Bundesrepublik Deutschland ergibt, 

und unter Betonung ihrer Aufgabe, Mandantinnen und Mandanten in deren Rechtsangelegenhei-
ten frei und unabhängig, nur deren Interessen verpflichtet und verschwiegen zu beraten und zu 
vertreten, sie vor Rechtsverlust zu bewahren und vor rechtswidrigen Eingriffen zu schützen, 

geben sich die Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in der Bundesrepublik Deutschland so-
wie die weiteren Mitglieder der Rechtsanwaltskammern durch die Versammlung ihrer frei ge-
wählten Vertreterinnen und Vertreter folgende Berufsordnung: 

 

 

§ 1 BORA [NEU] – Geltungsbereich 

 

(1) Diese Berufsordnung gilt für alle Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte einschließlich 
der Syndikusrechtsanwältinnen (Rechtsanwältinnen) und Syndikusrechtsanwälte 
(Rechtsanwälte), sonstige persönliche Mitglieder der Rechtsanwaltskammern sowie Be-
rufsausübungsgesellschaften, soweit sie selbst Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer 
sind. 

(2) Die nachfolgenden, von der Satzungsversammlung bei der Bundesrechtsanwaltskammer 
im Rahmen ihrer vom Gesetzeber eingeräumten Zuständigkeiten beschlossenen Vor-
schriften konkretisieren und ergänzen die berufsrechtlichen Rechte und Pflichten, die 
sich aus höherrangigen Rechtsnormen ergeben. 

Begründung 

§ 1 BORA in seiner bisherigen Fassung ist keine Eingriffsnorm, sondern eine programmsatzartige 
Auslegungshilfe ohne normativen Bezug für die ihr nachfolgenden Berufsrechte und -pflichten. 
Die dabei verwendete Begrifflichkeit wird dem heutigen Berufsbild nicht mehr in jeder Hinsicht 
gerecht. Angesichts der weltweiten Bedrohungen und fehlenden Verbürgungen von Zugangsrech-
ten zur und Vertretungsrechten der Anwaltschaft soll auf eine Formulierung des Selbstverständ-
nisses der Berufsausübung von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten nicht verzichtet werden. 



Dieses soll vielmehr mit Bezug auf zukünftige Generationen in einer Präambel den einzelnen 
Rechten und Pflichten der anwaltlichen Berufsordnung vorangestellt werdeni. 

Die Präambel stellt das berufsrechtliche Selbstverständnis der deutschen Anwaltschaft in den 
Kontext verfassungsrechtlicher, europa- und menschenrechtlicher sowie einfachgesetzlicher 
Grundlagen. Sie entfaltet keine unmittelbare Rechtswirkung, dient jedoch der Auslegung und sys-
tematischen Einordnung der ihr nachfolgenden Einzelbestimmungen der Berufsordnung.  

Der Hinweis auf die rechtsstaatlicheii Rolle der Rechtsanwaltschaft, die sich aus dem in Art. 20 
Abs. 3 GG verankerten Rechtsstaatsprinzip und aus § 1 BRAO („unabhängigesiii Organ der Rechts-
pflege“iv) ergibt, soll verdeutlichen, dass das Handeln der Rechtsanwältin und des Rechtsanwalts 
als integraler Bestandteil der rechtsstaatlichen Ordnung nicht allein im Dienste von Individualin-
teressen, sondern auch im Interesse des im Rahmen des Art. 12 Abs. 1 GG zu schützenden Ge-
meinwohlzielsv „Rechtspflege“vi zur Verwirklichung der Grund- und Menschenrechte steht: Da-
mit, dass Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte dem Rechtsinteresse der Einzelnen verpflichtet 
sind, die Mandantschaft beraten und vertreten, sie vor Rechtsverlusten bewahren und vor rechts-
widrigen Eingriffen schützen, dienen sie dem Rechtsstaat.vii Die Aufgabe der Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte als berufene unabhängige Beratung und Vertretung in allen Rechtsangele-
genheiten, wird zum Grundverständnis und zur Auslegung der nachfolgenden einzelnen Berufs-
pflichten und für das Wie der Erfüllung hervorgehoben.viii  

Die Präambel betont die Rolle der Rechtsanwaltschaft zur Sicherung des Zugangs zu den Ge-
richten. Zusammen mit den elementaren Schutzpflichten bildet die Justizgewährung als staatli-
che Pflicht und individuelles Recht die Kehrseite des staatlichen Gewaltmonopols, der bürgerli-
chen Friedenspflicht und des Selbsthilfeverbotsix. Gemäß § 3 Abs. 3 BRAO hat „Jedermann“ das 
Recht, sich im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwäl-
ten seiner Wahl beraten und vor Gerichten, Schiedsgerichten und Behörden vertreten zu lassen. 
§ 3 Abs. 2 BRAO räumt hierzu den Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten in einer monopolarti-
gen Stellung ein unbeschränktes und allgemeines Vertretungsrecht vor allen Gerichten, Schieds-
gerichten und Behörden ein, das lediglich durch ein Bundesgesetz beschränkt werden kann. Da-
mit obliegt es den hierzu ausgebildeten und – gemäß § 3 Abs. 1 BRAO - berufenen unabhängigen 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten die Mandantschaft zu beraten, ihre Anliegen vor Gerich-
ten und Behörden zu vertreten und ihr so einen wirksamen Zugang zur Justiz im Sinne des Art. 47 
der Charta der Grundrechte der Europäischen Unionx zu verschaffen.  

Auch das Recht auf ein faires Verfahren zu sichern, ist Teil der grundlegenden Rolle der Anwalt-
schaft. Das Recht hat seine Wurzeln im Rechtsstaatsprinzip in Verbindung mit den Freiheitsrech-
ten und Art. 1 Abs. 1 GGxi. Es gehört zu den wesentlichen Grundsätzen eines rechtsstaatlichen 
Verfahrensxii. Zwar wird nach den geltenden Gesetzen und der höchstrichterlichen Rechtspre-
chung ein Rechtsanspruch auf Vertretung durch Rechtsbeistände nicht in allen behördlichen und 
gerichtlichen Verfahren zur Verwirklichung des Rechts auf ein faires Verfahren für erforderlich er-
achtet. Spezialgesetzlich dürfte dies wohl nur den Beschuldigten i.S.d. § 137 Abs. 1 StPO sowie 
verbeamteten Personen im Disziplinarverfahren gemäß § 20 Abs. 1 BDG zugebilligt sein. Als all-
gemeiner Grundsatz durchzieht es die Verwaltungsverfahrensgesetze des Bundes und der Län-
der. Zudem gilt es einfachgesetzlich über das Zustimmungsgesetz zu Art. 6 Abs. 1 S. 1 EMRK. Da-
mit der Rechtsanspruch auf eine anwaltliche Vertretung nicht an wirtschaftlichen Gründen 



scheitert, muss zur Wahrung rechtsstaatlicher Voraussetzungen nach Auffassung des Bundes-
verfassungsgerichts jedoch zumindest immer dann anwaltlicher Rechtsbeistand beigeordnet 
werden, wenn dies für die verfahrensmäßige Selbständigkeit einer in ein justizförmiges Verfahren 
einbezogenen Person, z.B. zur Herstellung von Waffengleichheit oder wegen der erforderlichen 
Sachkunde erforderlich ist.xiii Den gesetzlichen Beschränkungen und der engen Auslegung der 
Gerichte bei der Verwirklichung des Rechts auf ein faires Verfahren durch Beiordnung von Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälten entgegenzuwirken, bleibt eine von den Staatsgewalten zu be-
achtende Aufgabe der Anwaltschaft. 

Als verfassungsimmanente Schranke zählt die Funktionsfähigkeit der Rechtspflege zu den 
Grundbedingungen des Rechtsstaats und ist im Wertesystem des Grundgesetzes fest verankert, 
da jede Rechtsprechung letztlich der Wahrung der Grundrechte dienen solltexiv. Das Grundgesetz 
- insbesondere das unter anderem in Art. 20 Abs. 3 GG verankerte Rechtsstaatsprinzip - misst 
dem Erfordernis einer wirksamen Rechtspflege eine besondere Bedeutung bei. So erachtet das 
Bundesverfassungsgericht eine wirksame Strafverfolgung und Verbrechensbekämpfung und das 
öffentliche Interesse an einer möglichst vollständigen Wahrheitsermittlung im Strafprozess als 
unabweisbares Bedürfnis besonders im Zusammenhang mit der wirksamen Aufklärung schwerer 
Straftatenxv. Auch im Zivilprozess, in dem über Rechte und Rechtspositionen der Parteien inner-
halb eines privatrechtlichen Rechtsverhältnisses gestritten wird, sei die Aufrechterhaltung einer 
funktionstüchtigen Rechtspflege und das Streben nach einer materiell richtigen Entscheidung ein 
gewichtiger Belang des Gemeinwohlsxvi. Dabei setzt Funktionsfähigkeit voraus, dass gesellschaft-
liches Vertrauen nicht nur in einzelnen Personen der Organe der Rechtspflege, sondern in dieser 
insgesamt und unabhängig vom konkreten Streitfall existiert.xvii Für Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte ist die Wahrung der beruflichen Unabhängigkeit unverzichtbare Voraussetzung, 
um durch ihre Berufstätigkeit zu einer funktionsfähigen Rechtspflege beitragen zu können.xviii 

Unter der Geltung des Grundgesetzes unterliegt die anwaltliche Berufsausübung der freien und 
unreglementierten Selbstbestimmung der Einzelnenxix. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
nehmen in der Durchsetzung des Rechts eine eigenständige und unabhängige Funktion wahr. 
Dass Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte ihren Beruf freixx und unabhängigxxi ausüben, bean-
sprucht Geltung gegenüber dem Staat, der Mandantschaft und Dritten. Vor allem soll staatliche 
Kontrolle  und Bevormundung prinzipiell ausgeschlossen sein.xxii Auch gegenüber der Mandant-
schaft ist Unabhängigkeit zu wahren, denn bei weitgehender Parallelität der wirtschaftlichen In-
teressen zwischen Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt mit der Mandantschaft könnte die kriti-
sche Distanz Schaden nehmen.xxiii Bei angestellten Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten oder 
bei Syndikusrechtsanwältinnen und -rechtsanwälten muss neben der Freiheit und Unabhängig-
keit von staatlicher Einflussnahme die fachliche Unabhängigkeit und Eigenverantwortung auch 
gegenüber den Arbeitgebenden uneingeschränkt gewährleistet sein, denn die anwaltliche Tätig-
keit ist entscheidend von der Unabhängigkeit der anwaltlichen Beratung und Vertretung in 
Rechtsangelegenheiten geprägtxxiv.  

Die Beratung und Vertretung der Mandantinnen und Mandanten soll „nur deren Interessen ver-
pflichtet“ sein. Wie das Bundesverfassungsgericht formuliert:  

„Die Wahrnehmung anwaltlicher Aufgaben setzt den unabhängigen verschwiegenen und nur den Interessen 
des eigenen Mandanten verpflichteten Rechtsanwalt voraus. Diese Eigenschaften stehen nicht zur 



Disposition der Mandanten. Der Rechtsverkehr muss ich darauf verlassen können, dass der Pflichtenkanon 
des § 43a BRAO befolgt wird und die Rechtspflege funktionsfähig bleibt (vgl. BVerfGE 63, 266, 284; 93, 213, 
236).“xxv 

Widerstreitende Interessen in derselben Rechtssache schließen nach § 43a Abs. 4 BRAO, § 
3 BORA ein anwaltliches Tätigwerden aus. Da in Fällen der Interessenkollision mit den schweren 
Konsequenzen der Verpflichtung zur Ablehnung oder Niederlegung eines Mandates auch die an-
waltliche Berufsausübungsfreiheit mit berührt ist, müssen aus verfassungsrechtlichen Gründen 
Berufsausübungsregelungen Ausnahme-Möglichkeiten von diesem Verbot vorsehen. Die Beein-
trächtigungen der Berufsausübungsfreiheit dürfen nicht weiter gehen als vom Eingriffszweck un-
umgänglich verlangt. Hierzu muss eine Prüfung des konkreten Einzelfalls möglich sein.xxvi  

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte müssen ihre Mandantschaft „verschwiegen“ beraten 
und vertreten. Die in § 203 StGB auch strafbewehrte Verschwiegenheitspflicht korrespondiert mit 
dem aus dem Recht der Mandantinnen und Mandanten auf Wahrung der anwaltlichen Verschwie-
genheit abgeleiteten Recht der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, das Mandatsgeheimnis 
auch gegenüber dem Staat und seinen Institutionen zu wahren.xxvii 

Die Aufgabe der Anwaltschaft umfasst dabei, zum Finden sachgerechter Entscheidungen beizu-
tragen, die Mandantinnen und Mandanten vor Fehlentscheidungen durch Gerichte, Staatsan-
waltschaften oder Behörden zu bewahren und sie vor verfassungswidriger Beeinträchtigung 
oder staatlicher Machtüberschreitung zu sichern, insbesondere sollen Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte die rechtsunkundige Partei vor der Gefahr des Rechtsverlusts schützen.xxviii  

§ 1 gibt in seinem Absatz 1 den § 60 Abs. 2 BRAO entsprechenden persönlichen Geltungsbereich 
der Berufsordnung an und bezieht damit ausdrücklich auch die Berufsausübungsgesellschaften 
ein. Absatz 2 stellt klar, dass die Satzungsversammlung ihre Aufgabe in der Konkretisierung und 
Ergänzung der sich aus höherrangigem Recht ergebenden berufsrechtlichen Rechte und Pflich-
ten sieht. Entsprechend der üblichen Struktur (unter)gesetzlicher Rechtsvorschriften definiert § 1 
damit den persönlichen und sachlichen Rahmen, in dem die nachfolgenden Bestimmungen der 
Berufsordnung Geltung beanspruchen. 

Die Änderungen beachten die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/958 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 28. Juni 2018 über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer 
Berufsreglementierungen (ABl. L 173 vom 9.7.2018, S. 25) in ihrer geltenden Fassung. 

 
i für eine Präambel auch bereits: Hartung/Scharmer/Jacklofsky: BORA Mchn, 8. Aufl. 2022, § 1, Rn. 57; Wey-
land/Bauckmann: BRAO, 11. Aufl. 2024 , § 1 BORA, Rn. 5) 
  
ii vgl. BVerfG, Urteil vom 30. März 2004 – 2 BvR 1520/01 –, BVerfGE 110, 226-274, Rn. 100: „Unter der Geltung des 
Rechtsstaatsprinzips des Grundgesetzes müssen dem Bürger schon aus Gründen der Chancen- und Waffengleich-
heit Rechtskundige zur Seite stehen, denen er vertrauen und von denen er erwarten kann, dass sie seine Interessen 
unabhängig, frei und uneigennützig wahrnehmen (vgl. BVerfGE 63, 266 <284>; 87, 287 <320>). Dem Rechtsanwalt als 
berufenem unabhängigen Berater und Beistand obliegt es, seinem Mandanten umfassend beizustehen.“ 
 
iii vgl. BVerfG, Beschluss vom 14. Januar 2014 – 1 BvR 2998/11 –, BVerfGE 135, 90-126, Rn. 68) „Mit dem Schutz der 
Unabhängigkeit verfolgt der Gesetzgeber für beide Berufe (Anwaltschaft und Patentanwaltschaft, d. Unterz.) einen 
legitimen Zweck. Für die Sicherung der beruflichen Unabhängigkeit von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten 
ergibt sich das aus dem Gemeinwohlziel einer funktionierenden Rechtspflege. Die Wahrung ihrer Unabhängigkeit ist 
unverzichtbare Voraussetzung dafür, dass Rechtsanwälte als Organe der Rechtspflege (§ 1 BRAO) und berufene Bera-
ter und Vertreter der Rechtsuchenden (§ 3 Abs. 1 BRAO) durch ihre berufliche Tätigkeit zu einer funktionierenden 



 
Rechtspflege beitragen können (BVerfGE 117, 163 <182>). Nur als unabhängige Berufsträger vermögen Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte sachgerechte Konfliktlösungen herbeizuführen, vor Gericht die Interessen ihrer Mandant-
schaft wirksam zu vertreten und zugleich staatliche Stellen möglichst vor Fehlentscheidungen zu Lasten ihrer Man-
dantschaft zu bewahren (vgl. BVerfGE 108, 150 <161>). Anwaltliche Unabhängigkeit ist dabei auch im Verhältnis zu 
Sozien und anderen Dritten zu wahren (vgl. Stürner/B, NJW 2004, S. 1481 <1482>).“   
 
iv vgl. BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 27. Februar 2008 – 1 BvR 1295/07 –, BVerfGK 13, 354-371, Rn. 31: „Das 
wesenstypische Element der freien Rechtsanwaltschaft liegt vielmehr in der staatlicher Einflussnahme entzogenen, 
unabhängigen Wahrnehmung der Interessen der Rechtsuchenden.“ 
 
v vgl. BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 19. August 2011 – 1 BvR 2473/10 –, Rn. 15, juris: „Die durch Art. 
12 Abs. 1 GG geschützte Freiheit, einen Beruf auszuüben, ist untrennbar mit der Freiheit verbunden, eine angemes-
sene Vergütung zu fordern. Gesetzliche Vergütungsregelungen sind daher am Maßstab des Art. 12 Abs. 1 GG zu mes-
sen. Nichts anderes gilt für gerichtliche Entscheidungen, die auf Vergütungsregelungen beruhen (vgl. BVerfGE 88, 145 
<159>; 101, 331 <347>; BVerfGK 6, 130 <132 f.>). Eingriffe in die Freiheit der Berufsausübung sind mit Art. 12 Abs. 1 
GG vereinbar, wenn sie auf einer gesetzlichen Grundlage beruhen, die durch ausreichende Gründe des Gemeinwohls 
gerechtfertigt wird, und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Genüge getan ist (vgl. BVerfGE 83, 1 <16>; 101, 331 
<347>). Bei der Auslegung und Anwendung eines Gesetzes haben auch die Fachgerichte Bedeutung und Tragweite 
des betroffenen Grundrechts zu beachten; das Ergebnis der von ihnen vorgenommenen Auslegung der Norm darf ins-
besondere nicht zu einer unverhältnismäßigen Beschränkung der grundrechtlichen Freiheit führen (vgl. BVerfGE 85, 
248 <258>). 
 
vi vgl. BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 15. Juni 2009 – 1 BvR 1342/07 –, BVerfGK 15, 559-570, Rn. 22: 
„Das Oberlandesgericht hat unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs weiter darauf abgestellt, 
dass der Rechtsanwalt zur Mäßigung verpflichtet sei (vgl. BGHZ 162, 98 <106>). Es gelte Auswüchse bei vertraglichen 
Vergütungsregelungen zu beschneiden, die mit der besonderen Stellung des Rechtsanwalts als Organ der Rechts-
pflege nicht vereinbar seien (vgl. BGH, Urteil vom 15. Mai 1997 - IX ZR 167/96 -, NJW 1997, S. 2388 <2389>). Sollte das 
damit umschriebene Mäßigungsgebot darauf abzielen, die berufsbezogene Vertragsfreiheit des Rechtsanwalts allein 
wegen seiner Stellung als Organ der Rechtspflege Einschränkungen zu unterwerfen, würde dies die maßgeblichen 
verfassungsrechtlichen Anforderungen verfehlen. Der Rechtsanwalt übt einen freien Beruf aus, bei dem sich kommer-
zielles Denken nicht schlechthin verbietet (vgl. BVerfGE 87, 287 <329 f.>; 117, 163 <183>). Auch die Begrenzung des 
Einkommens von Rechtsanwälten ist für sich genommen kein legitimes Ziel für Eingriffe in die Berufsfreiheit (vgl. BVer-
fGE 118, 1 <22 f.>). Schließlich kann das durch überhöhte Honorare möglicherweise gefährdete Ansehen eines Berufs 
Beschränkungen der Berufsfreiheit nur dann rechtfertigen, wenn über bloße berufsständische Belange hinaus das 
Allgemeininteresse berührt ist (vgl. BVerfGE 76, 171 <189>). 
 
vii vgl. auch § 3 Abs. 1 BORA: „Die anwaltliche Tätigkeit dient der Verwirklichung des Rechts.“ 

 
viii„Es entspricht dem Rechtsstaatsgedanken und dient der Rechtspflege, daß dem Bürger schon aus Gründen der 
Chancen- und Waffengleichheit Rechtskundige zur Verfügung stehen, zu denen er Vertrauen hat und die seine Inte-
ressen möglichst frei und unabhängig von staatlicher Einflussnahme wahrnehmen können.“ so BVerfG, B. v. 

08.03.1983, 1 BvR 1078/80, juris, Rn. 44. 

 
ix vgl. BVerfG, B . v. 11.06.1980 1 PBvU 1/79, BVerfG Plenum, juris Rn. 49; Schmidt-Aßmann in Dürig/Herzog/Scholz, 
GG, Art. 19 Abs. 4, Rn. 16. 
 
x vgl. auch Art. 14 IPbpR „Access to Justice“ ; Art. 13 UN-Behindertenkonvention. 
 
xi vgl. BVerfG, B. v. 26.05.1981, 2 BvR 215/81; B. v. 15.01.2009, 2 BvR 2044/07. 
 
xii vgl. BVerfG, B. v. 08.10.1974, 2 BvR 747/13, juris Rn. 16 ff; B. v. 19.10.1977, 2 BvR 462/77, juris Rn. 31. 
 
xiii vgl. jüngst für das Recht auf effektive Verteidigung als Ausprägung des Rechts auf ein faires Verfahren BVerfG, B. v. 
27.3.2025, NJW 2025, 2232, Leitsätze 1 und 2; vgl. im Übrigen z.B. für die Zeugin und den Zeugen: BVerfG, B. v. 
08.10.1947, 2 BvR 747/13, Rnrn 16 ff.; für die Nebenklage § 397 Abs. 2, § 397a StPO, BVerfG B. v. 03.06.1969, 1 BvL 
7/68, Rn. 22 m.w.N.; im Privatklageverfahren § 379 StPO; Bestellung Pflichtverteidigung: BVerfG, B. v. 19.10.1977, 2 
BvR 462/77, juris Rn.31; zur Wahl der Vertretung bei Pflichtverteidigung: BVerfG, KB v. 24.07.2008, 2 BvR 1146/08, juris 
Rn. 10 m.w.N.; Beigeladene: BVerfG, B. v. 19.01.1994, 2 BvR 2003/93, juris, 1. Orientierungssatz; im Rahmen der Pro-
zesskostenhilfe § 114 ff. ZPO: BVerfG, B. v. 13.03.1990, 2 BvR 94/88 u.a., Rnrn. 23, 27, 31; KB. v. 24.03.2011, 1 BvR 
1737/10; juris Rnrn. 18 f. 
    
xiv vgl. BVerfG, B. v. 14.01.2020, 2 BvR 1333/17, juris Rn 91 m.w.N. 



 
 
xv vgl. BVerfG B. v. 09.10.2002, 1 BvR 1611/96, juris Rn. 60 m.w.N. 
 
xvi ebenda 
 
xvii vgl. Endnote XIV 
 
xviii vgl. BVerfG, B. v. 14.01.2014, 1 BvR 2998/11, juris Rn 68 
 
xix vgl. BVerfG, B. v. 08.11.1978, 1 BvR 589/12, juris Rn. 37; B. v. 03.07.2003, 1 BvR 238/01, juris Rn. 33 

xx vgl. § 2 Abs. 1 BRAO. Da mit der Rechtsanwaltsordnung von 1878 die nahezu 100 Jahre währenden Bemühungen der 
Advokaten um ihre Freiheit vom Staat weitgehend belohnt wurde und an die Stelle der Advokatur eine einheitliche  
Anwaltschaft trat, soll die schillernde Bezeichnung  „Advokatur“ nicht mehr in der BORA genutzt werden. Der Grund-
satz der freien Advokatur findet in der Ordnung der Anwaltschaft sozusagen seine Verwirklichung. Dem steht auch die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nicht entgegen. Zwar weist dieses in einer Reihe von Senatsentschei-
dungen auf den „Grundsatz der freien Advokatur“ als fundamental und objektiv bedeutend für die anwaltliche Berufs-
ausübung hin, die einer staatlichen Kontrolle und Bevormundung entgegenstehe. Dieser vom Gericht bereits seit 1962 
verwendete Hinweis (vgl. BVerfG, B. v. 19.12.1962, 1 BvR 163/56, juris Rn. 28; B. v. 14.02.1973, 2 BvR 667/72, juris Rnrn. 
19, 28; B. v. 02.04.1974, 1 BvR 92/70, juris Rn. 28; B. v. 08.11.1978, 1 BvR 589/72, juris Rn. 37) wird allerdings erst in 
einer Senatsentscheidung im Jahre 1983 historisch hergeleitet (B. v. 08.03.1983, 1 BvR 1078/80, juris Rnrn. 44 ff., 53, 
56 ff., 65), auf die jedoch in weiteren Entscheidungen des Gerichts kein Bezug genommen wird (vgl. z.B. B. v. 
14.07.1987, 1 BvR 195/87, juris Rn. 49; B. v. 31.10.2002, 1 BvR 819/02, juris Rn. 10; BVerfG B. v. 03.07.2003, 1 BvR 
238/01; U. v. 30.03.2004, 1 BvR 1520/01, juris Rn. 100; B. v. 12.04.2005, 2 BvR 1027/02, juris Rnrn. 94, 112; B. v. 
25.11.2008, 1 BvR 848/07, juris Rn. 46). Bereits in der Entscheidung aus dem Jahre 1983 werden zudem die Begriffs-
paare „freie Anwaltschaft“ und „freie Advokatur“ synonym verwendet (vgl. B. v. 08.03.1983, 1 BvR 1078/80, juris Rn 61; 
vgl. auch BVerfG B. v. 03.07.2003, 1 BvR 238/01 – hier wird der Begriff „Advokatur“ gar nicht mehr verwendet; U. v. 
30.03.2004, 1 BvR 1520/01, juris Rn. 100).   

xxi vgl. auch Endnote III. 
 
xxii vgl. BVerfG, B. v. 08.03.1983, 1 BvR  1078/80, juris Rn. 44 sowie BVerfG, B. v. 14.02.1973, 1 BvR 667/72, juris Rn. 
19). 
 
xxiii vgl. § 43a Abs. 1, 59d Abs. 1 BRAO; BVerfG, B. v. 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, juris Rn. 66.  
 
xxiv vgl. §§ 3, 43a Abs. 1, § 46 Absätze 3 und 4, § 59d Abs. 1 BRAO; vgl. auch BVerG, B. v. 14.01.20214, 1 BvR 2998/11 
u.a., juris Rn. 68: „Nur als unabhängige Berufsträger vermögen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sachgerechte 
Konfliktlösungen herbeizuführen.“; Rn. 69 und für Gesellschaften Rn. 71; AGH München, U. v. 25.09.2017 – BayAGH I 
- 1 - 12/16 –, juris Rn. 35 
 
xxv BVerfG B. v. 03.07.2003., 1 BvR 238/01; juris Rn. 44.  
 
xxvi Die Erlaubnis der betroffenen Mandantschaft reicht nicht in jedem Fall aus, denn: 
„Die Wahrnehmung anwaltlicher Aufgaben setzt den unabhängigen, verschwiegenen und nur den Interessen des ei-
genen Mandanten verpflichteten Rechtsanwalt voraus. Diese Eigenschaften stehen nicht zur Disposition der Man-
danten.“ (vgl. BVerfG, B. v. 03.07.2003, 1 BvR 238/01, juris Rn. 44) 
 
xxvii vgl. § 43a Abs. 2 BRAO, § 2 Abs. 1 BORA. 
 
xxviii vgl.: BVerfG, B. v. 14.07.1987, 1 BvR 537/81, juris, Rn. 55.   


